
Kann  das  urteilende  Gericht
die  Anonymisierung  des
Beschuldigten  anordnen,  wenn
der  Fall  öffentlich
verhandelt wird?
Der Präsident eines erstinstanzlichen Gerichts beschloss an
der  öffentlichen  Hauptverhandlung  gegen  einen  der  schweren
Körperverletzung  angeklagten,  bekannten,  inzwischen  im
Ruhestand  befindlichen  Chirurgen,  dass  die  mediale
Berichterstattung  über  den  Beschuldigten  anonymisiert  zu
erfolgen hat, obwohl mehrere Medien dessen Namen schon in
Berichten vor dem Prozess genannt hatten. Er stützte sich
dabei  auf  ein  vom  kantonalen  Obergericht  erlassenes
Informationsreglement der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit. Der
Autor  untersucht  die  rechtlichen  Voraussetzungen  für  ein
behördliches  Verbot  der  Namensnennung  bei  öffentlichen
Gerichtsverhandlungen und für Sanktionen gegen akkreditierte
Medienschaffende,  die  sich  nicht  daran  halten.  Er  geht
insbesondere  der  Frage  nach,  ob  ein  Reglement  als
Rechtsgrundlage  für  einen  derartigen  Eingriff  in  die
Medienfreiheit  genügen  kann  –  und  verneint  diese.
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